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Es gibt in der großen Verbändewelt 

kaum einen Verband, der nicht in irgend-

einer Form Seminare oder andere Fort-

bildungsveranstaltungen durchführt. 

Nach dem bisher geltenden Umsatzsteu-

errecht (§ 4 Nr. 22 a UStG) waren solche 

Veranstaltungen von Berufskammern, 

Berufsverbänden oder gemeinnützigen 

Körperschaft en umsatzsteuerbefreit, al-

lerdings unter der Voraussetzung, dass 

die Seminareinnahmen überwiegend 

zur Deckung der Veranstaltungskosten 

verwendet werden. 

Wenn der Entwurf des Jahressteuerge-

setzes 2013 (BR-Drs. 302/12) Gesetz wird, 

ergäben sich grundlegende Änderungen. 

DER BISHERIGE § 4 NR. 22 A USTG 

SOLL KOMPLETT GESTRICHEN 

WERDEN

Die zentrale Vorschrift  über die Um-

satzbefreiung von Seminaren soll nach 

dem Gesetzentwurf gestrichen werden. 

Diese für die Verbände wichtige Vor-

schrift  lautet gegenwärtig noch wie folgt: 

(Umsatzsteuerbefreit sind) …

„die Vorträge, Kurse und anderen Ver-

anstaltungen wissenschaft licher oder beleh-

render Art, die von juristischen Personen des 

öff entlichen Rechts, von Verwaltungs- und 

Wirtschaft sakademien, von Volkshochschu-

len oder von Einrichtungen, die gemeinnüt-

zigen Zwecken oder dem Zweck eines Be-

rufsverbandes dienen, durchgeführt werden, 

wenn die Einnahmen überwiegend zur De-

ckung der Kosten verwendet werden“

Diese – möglicherweise nicht euro-

pakompatible – Vorschrift sollte der 

Volksbildung dienen und stammt noch 

aus der Zeit, in der es keine Europäische 

Gemeinschaft gab. Inzwischen bildet je-

doch die europäische Mehrwertsteuer-

Systemrichtlinie aus dem Jahr 2006 eine 

unionsrechtlich bindende Rahmenvor-

schrift, die durch die nationale Gesetz-

gebung in deutsches Recht umgesetzt 

werden muss. Zudem hat der Europäi-

sche Gerichtshof inzwischen gewisse 

Eckpunkte für die Umsatzsteuerbe-

freiung solcher Seminare gesetzt. Der 

deutsche Gesetzgeber will nun diese 

Vorgaben ab 2013 in das deutsche UStG 

umsetzen.

Der bisherige § 4 Nr. 21 UStG soll ab-

geschaff t und durch eine Neuregelung 

ersetzt werden.

Diese Vorschrift  hat bisher auch für 

Verbände eine gewisse Bedeutung. Sie 

sieht u. a. eine Umsatzsteuerbefreiung 

für Bildungsleistungen allgemein bil-

dender oder berufsbildender Einrich-

tungen vor, 

„wenn die zuständige Landesbehörde be-

scheinigt, daß sie auf einen Beruf oder eine 

vor einer juristischen Person des öff entlichen 

Rechts abzulegende Prüfung ordnungsge-

mäß vorbereiten“

Diese Vorschrift  war bisher nach Auf-

fassung der Finanzverwaltung recht 

missbrauchsanfällig, weil die Landesbe-

hörden diese Bescheinigungen angeb-

lich recht großzügig und ohne weitere 

Nachprüfung erteilt haben.

SO SIEHT DIE GEPLANTE 

NEUREGELUNG AUS 

Nach dem Gesetzentwurf soll in einem 

neu gefassten § 4 Nr. 21 UStG die Um-

satzsteuerbefreiung für Unterrichts- und 

Bildungsleistungen umfassend und ab-

schließend neu geregelt werden. Damit 

entfällt der bisherige § 4 Nr. 22 a UStG 

völlig. Die vorgesehene Neuregelung hat 

folgenden Wortlaut:

(Umsatzsteuerbefreit sind) …

„Schul- und Hochschulunterricht, Aus- 

und Fortbildung sowie berufl iche Umschu-

lung (Bildungsleistungen) und damit eng 

verbundene Lieferungen und sonstige Leis-

tungen durch Einrichtungen des öff entlichen 

Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut 

sind, Ersatzschulen, die gemäß Artikel 7 

Absatz 4 des Grundgesetzes staatlich ge-
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nehmigt oder nach Landesrecht erlaubt sind, 

und andere Einrichtungen mit vergleichba-

rer Zielsetzung sowie Bildungsleistungen 

von Privatlehrern.

Eine vergleichbare Zielsetzung ist gege-

ben, wenn die Leistungen der Einrichtung 

geeignet sind, dem Teilnehmer spezielle 

Kenntnisse oder Fähigkeiten zu vermitteln.

Nicht befreit sind Leistungen, die der rei-

nen Freizeitgestaltung dienen.

Erbringt eine andere Einrichtung mit 

vergleichbarer Zielsetzung Leistungen im 

Sinne des Satzes 1, die auch der Freizeitge-

staltung dienen können, sind diese nur dann 

befreit, wenn die Einrichtung keine syste-

matische Gewinnerzielung anstrebt und 

etwaige Gewinne, die trotzdem anfallen, 

nicht entnommen, sondern zur Erhaltung 

oder Verbesserung der erbrachten Leistun-

gen verwendet werden“

Berufsverbände und gemeinnützige 

Körperschaft en werden in dieser Vor-

schrift  – im Gegensatz zu Einrichtungen 

des öff entlichen Rechts – nicht mehr 

ausdrücklich erwähnt. Sie können wohl 

unter den neuen Begriff  „andere Einrich-

tungen mit vergleichbarer Zielsetzung“ 

subsumiert werden. Sie verfolgen eine 

„vergleichbare Zielsetzung“, wenn ihre 

diesbezüglichen Leistungen „geeignet 

sind, den Teilnehmern spezielle Kennt-

nisse und Fähigkeiten zu vermitteln“. Je-

doch soll sich diese Zielsetzung off enbar 

ausschließlich auf die in Satz 1 der Vor-

schrift  genannten Bildungsleistungen be-

schränken, also Aus- und Fortbildung und 

berufl iche Umschulung. Diesen Anforde-

rungen dürft en die von den Verbänden 

üblicherweise angebotenen Seminare zu 

berufsbezogenen Fortbildungsthemen im 

Allgemeinen wohl genügen. 

AUSLEGUNGSHILFE DURCH DIE 

AMTLICHE GESETZESBEGRÜNDUNG

Nähere Einzelheiten zur Auslegung 

der geplanten Neuregelung lassen sich 

der amtlichen Gesetzesbegründung 

entnehmen (BR-Drs. 302/12, S. 118 ff .). 

Folgende Ausführungen in der Gesetzes-

begründung sind insbesondere für Ver-

bände interessant:

 – Durch die Steuerbefreiung von Bil-

dungsleistungen der begünstigten 

Unternehmer soll gewährleistet wer-

den, dass der Zugang zu den bezeich-

neten Leistungen nicht durch höhere 

Kosten versperrt wird, die entstünden, 

wenn diese Tätigkeiten der Mehrwert-

steuer unterworfen wären. 

 – Dienstleistungen der Ausbildung, Fort-

bildung oder berufl ichen Umschulung 

umfassen Schulungsmaßnahmen mit 

direktem Bezug zu einem Gewerbe 

oder einem Beruf sowie jegliche Schu-

lungsmaßnahmen, die dem Erwerb 

oder der Erhaltung berufl icher Kennt-

nisse dienen. Die Dauer der Ausbil-

dung, Fortbildung oder berufl ichen 

Umschulung ist hierfür nach den uni-

onsrechtlichen Vorgaben unerheblich. 

Steuerbegünstigte Ausbildung, Fort-

bildung und berufl iche Umschulung 

kann auch im Rahmen von Tagesver-

anstaltungen erfolgen.

 – Auf die Ziele der Personen, welche die 

Bildungsleistungen in Anspruch neh-

men, kommt es nicht an.

 – Neben den Bildungsleistungen sind 

auch die damit eng verbundenen 

Dienstleistungen und Lieferungen von 

Gegenständen nach § 4 Nummer 21 

Satz 1 UStG befreit.

 – Lieferungen von Lehr- und Lernma-

terial sind mit einer Bildungsleistung 

nicht zwangsläufi g eng 

verbunden. Sie sind nur 

insoweit steuerfrei, als 

es sich um unselbststän-

dige Nebenleistungen 

handelt. Eine Neben-

leistung liegt in diesen 

Fällen vor, wenn das 

den Teilnehmern über-

lassene Lehr- und Lern-

material inhaltlich den 

Unterricht ergänzt, zum 

Einsatz im Unterricht 

bestimmt und von dem 

die Bildungsleistung er-

bringenden Unterneh-

mer selbst entworfen ist 

sowie bei Dritten nicht 

bezogen werden kann.

 – § 4 Nummer 21 Satz 1 

Alternative 3 UStG be-

freit Bildungsleistungen 

anderer Einrichtungen 

mit vergleichbarer Ziel-

setzung. Eine vergleichbare Zielset-

zung ist nach § 4 Nummer 21 Satz 2 

UStG gegeben, wenn die Leistungen 

der Bildungseinrichtung geeignet 

sind, dem Teilnehmer spezielle Kennt-

nisse und Fähigkeiten zu vermitteln. 

Als Nachweis hierfür können der 

Lehrplan, die Lehrmethode, die Qua-

lifi kation der eingesetzten Lehrkräft e 

und des Lehrmaterials herangezogen 

werden.

 – Liegen die Voraussetzungen des § 4 

Nummer 21 Satz 2 UStG nicht vor, ist 

davon auszugehen, dass die Einrich-

tung die erforderlichen Inhalte und 
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jedoch die europäische 

Mehrwertsteuer-
Systemrichtlinie aus dem 

Jahr 2006 eine 
unionsrechtlich bindende 

Rahmenvorschrift, die 
durch die nationale 

Gesetzgebung in 
deutsches Recht 

umgesetzt werden 
muss. 
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Merkmale nicht aufweist oder zu ge-

ringe Anforderungen an die Ausbil-

dung stellt.

 – Nicht von der Vorschrift befreit sind 

nach § 4 Nummer 21 Satz 3 UStG 

Leistungen, die der reinen Freizeitge-

staltung dienen, da diese nicht zu be-

günstigten Leistungen im Sinne der 

Mehrwertsteuer-Sys-

temrichtlinie zählen. 

Durch die Abgren-

zung soll sicherge-

stellt werden, dass 

nur – wie vom Uni-

onsrecht vorgegeben 

– Bildungsleistungen 

und keine Leistungen 

im Zusammenhang 

mit der Allgemein-

bildung im weiteren 

Sinn von der Steuer 

befreit werden.

 – Maßgebend für die 

Zuordnung, ob eine 

Leistung vorliegt, die 

der reinen Freizeitge-

staltung dient, ist die 

allgemeine Verkehrs-

auffassung im Einzel-

fall. Eine reine Frei-

zeitgestaltung kann 

vorliegen, wenn die 

vermittelten Kennt-

nisse und Fähigkeiten nicht durch 

Vertiefung und Fortentwicklung 

zur Ausübung einer beruflichen Tä-

tigkeit genutzt werden können. An-

haltspunkte für das Vorliegen einer 

reinen Freizeitgestaltung können 

sich aus dem Teilnehmerkreis oder 

der thematischen Zielsetzung eines 

Kurses ergeben.

 – Die nach dem derzeitigen § 4 Nr. 21 

UStG für eine Befreiung derartiger 

Leistungen noch erforderliche Be-

scheinigung der zuständigen Lan-

desbehörde, dass sie auf einen Beruf 

oder eine vor einer juristischen Per-

son des öffentlichen Rechts abzu-

legende Prüfung ordnungsgemäß 

vorbereitet, entfällt. Die Finanzbe-

hörden prüfen das Vorliegen aller 

Tatbestandsmerkmale in eigener 

Zuständigkeit.

 – Da die unionsrechtlichen Vorgaben 

nunmehr in dem vorgeschlagenen 

§ 4 Nummer 21 UStG umfassend um-

gesetzt wird, entfällt die Grundlage 

für den bisherigen § 4 Nummer 22 

Buchstabe a UStG. Vorträge, Kurse 

und andere Veranstaltungen wis-

senschaftlicher oder belehrender 

Art, die von juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts, von Verwal-

tungs- und Wirtschaftsakademien, 

von Volkshochschulen oder von 

Einrichtungen, die gemeinnützigen 

Zwecken oder dem Zweck eines Be-

rufsverbands dienen, durchgeführt 

werden, sind deshalb künftig nur 

noch unter den Voraussetzungen 

des geänderten § 4 Nummer 21

UStG von der Umsatzsteuer befreit.

VORLÄUFIGES FAZIT

Ob die vorgeschlagene Gesetzesän-

derung in der vorstehenden Fassung 

ab 1. Januar 2013 in Kraft treten wird 

oder ob es noch Änderungen geben 

wird, steht augenblicklich noch nicht 

fest. Der Bundesrat hat in seiner Stel-

lungnahme keine diesbezüglichen 

Änderungsvorschläge zum vorliegen-

den Gesetzesvorschlag der Bundesre-

gierung gemacht. Allerdings könnten 

noch Änderungsvorschläge vor dem 

Finanzausschuss des Deutschen Bun-

destages eingebracht werden.

Im Einzelnen lassen sich die Konse-

quenzen der neuen Regelung – sofern 

sie denn in Kraft treten sollte – noch 

nicht abschließend beurteilen. Auf den 

ersten Blick scheint es für die Verbän-

de keine einschneidenden Veränderun-

gen zu geben, abgesehen davon, dass es 

künftig für die Steuerbefreiung nicht 

mehr darauf ankommen soll, ob die 

Einnahmen überwiegend zur Deckung 

der Kosten verwendet werden. 

Diese Änderung ist zweischnei-

dig, weil damit künftig kein geziel-

ter Eintritt in die Umsatzbesteue-

rung (und damit der Vorsteuerabzug) 

durch eine entsprechende Gestaltung 

des Einnahmen-/Kostenverhältnis-

ses mehr möglich ist. Eine Option 

zur Umsatzsteuerpflicht, die für 

Verbände mit vorsteuerabzugsbe-

rechtigten Mitgliedern vorteilhaft 

wäre, ist leider nach wie vor nicht 

vorgesehen.                 (WE)              
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Durch die 
Steuerbefreiung von 

Bildungsleistungen der 
begünstigten Unternehmer 

soll gewährleistet 
werden, dass der Zugang 

zu den bezeichneten 
Leistungen nicht durch 
höhere Kosten versperrt 

wird, die entstünden, 
wenn diese Tätigkeiten 

der Mehrwertsteuer 
unterworfen wären.


